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Geschätzte Leserin  
und geschätzter Leser

Das vergangene Auffahrtswochenende 
liess uns die Corona-Krise vergessen 
und den schrecklichen Krieg in der 

Ukraine für einen kurzen Moment in 
den Hintergrund rücken. Die wieder im 
normalen Rahmen stattfindenden Auf-
fahrtsumritte in der Region einerseits 
und das Moosfäscht in Dagmersellen, 
der Gym-Day in Grosswangen, das Mo-
tocross in Ebersecken und das kantona-
le Schwingfest in Rothenburg anderer-
seits liessen uns in diesen unsicheren 

und herausfordernden Zeiten ein paar 
stille, besinnliche, aber auch lustige 
und unbeschwerte Momente erleben. 
Und das ist gut so! Gut, weil uns diese 
Bräuche und Anlässe Halt geben und 
unser Zusammengehörigkeitsgefühl 
stärken. Weiter können wir aus diesen 
Anlässen Kraft und Freude schöpfen. 
Das ist in diesen Zeiten, in welchen wir 
täglich mit schrecklichen Nachrichten 
und grossen Unsicherheiten konfron-
tiert sind, wichtig.

Auch im Kantonsrat ist wieder ein 
Stück Normalität eingekehrt. Wir ta-
gen seit der vergangenen Mai-Session 
wieder im Kantonsratssaal des Regie-
rungsgebäudes in Luzern. Man hat es 
sofort gespürt, die politische Diskus-
sion ist wieder ganz eine andere. Die 
grosse Nähe und die vereinfachten, 
eingespielten Abläufe im Saal haben 
dem politischen Diskurs gutgetan. Man 
hat wieder vermehrt miteinander dis-
kutieren können, ohne für jedes Votum 
durch die grosse Stadthalle zum Mikro-
fon sprinten zu müssen. So entstanden 
wieder politische, interessante Diskus-
sionen. Weiter ist der Ratsbetrieb wie-
der um einiges effizienter. Seid gefühlt 
einer Ewigkeit haben wir es geschafft, 

die Traktandenliste komplett abzuar-
beiten. Auch das ist sehr wertvoll. So 
bleiben politische Sachgeschäfte nicht 
liegen und können zeitverzugslos zu-
gunsten der Betroffenen wieder recht-
zeitig beraten und schlussendlich be-
sprochen werden.

Am stärksten hat uns an der vergan-
genen Session die Diskussion um das 
Spital Wolhusen beschäftigt. Zurecht. 
Persönlich bin ich mit den getroffenen 
Entscheiden zufrieden. Die Balance 
zwischen der Politik und dabei auch 
zwischen Legislative und Exekutive ei-
nerseits und der ausgelagerten Einheit 
des LUKS mit dem Spitalrat und der Ge-
schäftsleitung andererseits soll durch 
die überwiesene Motion der Mitte und 
der SP neu justiert werden. Dadurch er-
hofft man sich das verlorene Vertrauen 
wieder aufzubauen. Im Spannungsfeld 
zwischen einer guten Grundversorgung 
für alle Luzernerinnen und Luzerner 
und der operativ und finanziell un-
abhängig und erfolgreich geführten 
LUKS-Gruppe müssen die Anliegen al-
ler Anspruchsgruppen und dazu gehört 
eben auch explizit die betroffene Be-
völkerung berücksichtigt werden. Die 
operativen, sprich die qualitativ hohe 

Leistungserbringung, und betriebs-
wirtschaftlichen Aspekte dürfen aber 
ebenfalls nicht ausser Acht gelassen 
werden. Hand aufs Herz: Wünschen wir 
uns nicht, bei einer Krebsdiagnose von 
der bestmöglichen Spezialistin behan-
delt zu werden, egal in welchem Spital 
diese tätig ist? Ärgern wir uns nicht 
auch jedes Jahr über stark steigende 
Krankenkassenprämien? Diesen Gordi-
schen Knoten gilt es mit Rücksicht auf  
die berechtigten Interessen zukünftig zu 
lösen.

Noch zu einem mir persönlich wichtigen 
Anliegen; der Energiepolitik. Ich habe 
im vergangenen Herbst aufgrund eines 
Artikels in der «Luzerner Zeitung» zur 
Sicherheit der Stromversorgung in der 
Schweiz der Regierung Fragen gestellt. 
Darin wurde zu möglichen Szenarien 
von Stromknappheiten in der Schweiz 
aufgrund der Stromversorgung in Eu-
ropa berichtet. Die Studie des Bundes 
liess uns schon dazumal aufhorchen. 
Wir hätten uns allerdings wohl nicht 
denken können, dass sich die Situati-
on bei dieser Thematik aufgrund der 
schrecklichen Ereignisse in der Ukraine 
und der daraus nötigen und wichtigen 
Entscheide weiter verschärft. 

Wichtig scheint mir vor allem die 
Aussage des Regierungsrates, dass 
Gewährleistung der Versorgungssi-
cherheit und der Reduktion der Aus-
landabhängigkeit in Bezug auf  die 
Energieversorgung eine noch stärkere 
Bedeutung erhalten. Es ist wichtig, 
dass wir die in der Politik angestos-
senen Projekte im Rahmen der Klima- 
und Energiepolitik zum raschen 
Ausbau der Produktion von erneuer-
baren Energien und zur Vermeidung 
von Einsatz nicht erneuerbaren Ener-
gien wie Gas und Öl möglichst zeitver-
zugslos umsetzen! Dies wurde uns in 
den vergangenen Monaten auf  krasse 
Art und Weise aufgezeigt. Auf  Deutsch 
gesagt: Es gehört möglichst rasch auf  
jedes Dach eine Photovoltaikanlage, 
und die Öl- und Gasheizungen gehö-
ren möglichst rasch ersetzt. Es zeigt 
sich immer mehr: Klimapolitik ist 
eben auch Energiepolitik, und diese 
wiederum ist Sicherheitspolitik. Zur 
Unabhängigkeit der Schweiz gehört 
eben auch eine möglichst grosse Selbst-
versorgung mit der für die Gesellschaft 
und Wirtschaft so wichtigen Energie. 
Da müssen wir uns alle verstärkt und 
der nötigen Vehemenz dafür einsetzen! 
Packen wir es gemeinsam an.

Klimapolitik ist auch 
Energiepolitik

Michael Kurmann
Mitte, Dagmersellen
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aus dem Kantonsrat

Offen für Veränderungen
Auf  Initiative der Region Luzern West 
haben sich 22 Gemeinden zusammen-
geschlossen, um sich flächendeckend 
einen schnelleren Internetzugang zu 
sichern. Gut so. Gerade in Zeiten von 
verstärktem Homeoffice leisten wir 
mit diesem Engagement einen wichti-
gen Beitrag zur Eindämmung der Ab-
wanderung aus dem ländlichen Raum. 
Wenn wir – und damit meine ich sowohl 
die ländlicheren Gemeinden als auch 
die älteren Semester unter uns – den 

Anschluss an die digitale Zukunft nicht 
verpassen wollen, müssen wir uns be-
wegen und offen sein für moderne For-
men der Kommunikation. Oder wie es 
Chefredaktor Stefan Calivers in seinem 
Editorial von letzter Woche treffend 
sagte: Solche Standortnachteile kann 
man beklagen oder versuchen, sie mit 
Innovation zu überwinden.

Vroni Thalmann, 
Kantonsrätin SVP, Flühli

LESERBRIEFE

«Nur als Team gewinnt man Wahlen»
ETTISWIL Das Netzwerk Frau-
en Luzern Politik engagiert 
sich auch bei den Wahlen 2023 
für mehr Frauen in der Politik. 
Mit dem 5. Luzerner Eichenfest 
wurden im Schloss Wyher in 
Ettiswil rund 70 Frauen aus 
Politik, Judikative und Ver-
waltung zusammengebracht. 
Als Botschafterinnen sind 
sie motiviert, weitere Frauen 
für die Politik zu bewegen.

Am vergangenen Dienstag hat der über-
parteiliche Verein Frauen Luzern Poli-
tik zum 5. Eichenfest eingeladen. Damit 
sind neue Frauen in die Fussstapfen der 
überparteilichen Frauenfestbegründe-
rinnen von 1997 – Judith Stamm (ehem. 
Nationalratspräsidentin), Brigitte Mür-
ner (ehem. Regierungsratspräsidentin) 
und Ursula Wiedmer (ehem. Präsiden-

tin des Eidg. Versicherungsgericht) 
– getreten. Unter dem Motto «Politik 
– für Frauen, die bewegen wollen» wur-
de mit diesem Anlass der Startschuss 
für die Wahlen 2023 gesetzt. Das Ziel 
ist 50 % Frauenanteil im Kantons-
rat. Nebst dem Eichenfest finden am  
15. September 2022 Workshops für und 
von Frauen sowie am 22. Oktober 2022 
ein FrauenZmorgen statt.

Frauen wählen Frauen
Die Luzerner Ständerätin Andrea 
Gmür forderte die über 70 anwesenden 
Frauen aus den Bereichen Politik, Judi-
kative und Verwaltung auf, zusammen-
zuhalten – denn nur mit Mehrheiten 
komme man in der Politik weiter. Es 
sei wichtig, dass die Frauen auch Frau-
en wählten. Politik sei Knochenarbeit, 
egal auf  welcher Stufe. Das allerwich-
tigste jedoch ist und bleibe die Dossier-
kompetenz, sagte Andrea Gmür. Sie 
sprach sich gegen eine Aufteilung von 
Frauen- und Männerthemen aus. Jedes 

Thema sei ein Frauenthema. Andrea 
Gmür motivierte die Anwesenden, sich 
einem Wahlkampf  zu stellen, denn an 
Erfahrung gewinne man immer. Das 
Wichtigste dabei sei jedoch, ein Team 
zu haben, denn nur so gewinne man 
Wahlen.

Verschiedene Frauen bewegen 
vielfältig
Beim anschliessenden Podiumsge-
spräch, moderiert durch Sabine Acher-
mann, Redaktionsleiterin Entlebucher 
Anzeiger, gaben Lilian Bachmann (Sy-
nodalratspräsidentin der evang.-ref. 
Landeskirche des Kantons Luzern), 
Anna Baumann (Direktorin Tierpark 
Goldau, designierte Direktorin der 
Biosphäre Entlebuch), Liridona Dizda-
ri-Berisha (Vizepräsidentin SBK ZCH), 
Sibylle Boos-Braun (Präsidentin VLG) 
und Yvonne Schärli-Gerig (Präsidentin 
der eidg. Kommission für Frauenfra-
gen) vielfältigen Einblick in das Thema 
«Frauen in Bewegung».� pd/WB

Geplante Bushaltestelle  
in Langnau wirft Fragen auf
Es ist ein grosses Bauprojekt mitten im 
Dorf  Langnau, über welches die Anwoh-
ner vor Kurzem vorinformiert wurden: 
Rund 1,5 Millionen Franken will der 
Kanton in den behindertengerechten 
Ausbau der Bushaltestellen auf  beiden 
Strassenseiten bei der ehemaligen Kä-
serei investierten und gleichzeitig den 
Huebbach in diesem Bereich sanieren. 

90 Meter lang und 23 Zentimeter 
hoch sollen sie werden, die gemäss 
Behindertengleichstellungsgesetz ge-
forderten Busperrons. Laut Kanton 
müssen diese auf  einen Gelenkbus 
ausgelegt sein. Ein Gelenkbus? Für die 
Anbindung von Richenthal und Lang-
nau? Ob je ein solcher ins Tal hinein-
fahren wird? Zweifel sind angebracht. 
Bereits heute ist der Fahrplan stark 
ausgedünnt. Ob die beiden Ortsteile 
mittelfristig überhaupt noch vom öV 
bedient werden, steht in den Sternen. 
Gerade dieser Punkt sollte abgeklärt 
werden, bevor der Kanton mit 1,5 Mil-
lionen Franken einen happigen Betrag 
verbaut. Schliesslich handelt es sich 
dabei um unsere Steuergelder. 

Hinzu kommt: Für das Bauprojekt 
müssten sieben Kastanienbäume und 

damit die Baumallee mitten im Dorf  
weichen. Es tut mir im Herzen weh, 
wenn ich daran denke, dass diese Bäu-
me einfach umgesägt werden und selbst 
der spezielle Brunnen bei der ehema-
ligen Käserei verschwinden müsste. 
Auch die Parkplatzsituation auf  dem 
Gemeindeland hinter der Baumallee ist 
vom Vorhaben betroffen. Sechs der heu-
te neun Parkiermöglichkeiten wären 
Geschichte. Wo werden also in Zukunft 
auswärtige Leute bei einem Anlass im 
ehemaligen Rösslisaal oder einer gros
sen Beerdigung ihre Fahrzeuge abstel-
len? 

Damit ich richtig verstanden wer-
de: Gegen eine behindertengerechte 
Bushaltestelle habe ich nichts einzu-
wenden. Doch die Verhältnismässig-
keit sehe ich in dem geplanten Projekt 
nicht gegeben. Mein Vorschlag zur 
Güte: Wäre es nicht möglich, das heu-
tige Trottoir auf  die geforderten 23 
Zentimeter anzuheben? Ich hoffe, dass 
der Kanton nochmals über die Bücher 
gehen wird.

Elisabeth Blum, 
betroffene Anwohnerin, Langnau

Die Rubrik «Leserbriefe» dient der 
freien Meinungsäusserung. Die ver-
öffentlichten Leserbriefe können, 
müssen aber nicht mit der Meinung 
der Redaktion übereinstimmen. Ein 
Anspruch auf  Veröffentlichung be-
steht nicht. Die Länge soll sich auf  
maximal 80 Zeilen zu 34 Anschlägen 
beschränken (2700 Zeichen). Die Re-
daktion behält sich das Recht vor, 

Leserbriefe ohne Rücksprache zu 
kürzen. Beiträge mit persönlichen 
Attacken und ehrverletzenden oder 
kreditschädigenden Äusserungen 
werden nicht veröffentlicht. Es wer-
den nur Beiträge aufgenommen, de-
ren Absender mit vollständigem Vor- 
und Nachnamen und vollständiger 
Adresse (Strasse, Wohnort) versehen 
sind.� WB

Luzern soll City-Mangement erhalten
INNENSTADT Die Luzerner In-
nenstadt soll als Einkaufs- und 
Erlebnisort attraktiver wer-
den. Das hat sich der Stadtrat 
auf  die Fahne geschrieben. 
Er empfiehlt, ein sogenann-
tes City-Management einzu-
führen und ist bereit, dessen 
Aufbau mit einer Anschubfi-
nanzierung zu unterstützen.

600 000 Franken will der Stadtrat in den 
ersten fünf  Jahren an die Betriebskos-
ten eines solchen City-Managements 
beisteuern. Das schreibt er im Bericht 
und Antrag ans Parlament, der am 
Montag veröffentlicht wurde. Zusätz-
lich sollen für Aktivitäten jährlich 
250›000 Franken aus einem bestehen-
den Fonds zur Verfügung stehen.

Nötig ist eine solche neue eigen-
ständige, professionelle Organisation 
in den Augen der Stadtregierung, um 
Angebote und Entwicklungen in der 
Innenstadt zu koordinieren. Sie soll 
zudem die Kommunikation und Koope-
ration fördern mit dem Hauptziel, die 
Personenfrequenzen in der Innenstadt 
zu erhöhen.

Denn die Innenstadt habe zwar eine 
starke Anziehungskraft, die Frequen-
zen würden aber abnehmen, Attrak-
tionen wie Kinos verschwänden, und 
Mieten seien hoch. Zudem würden in-

ternationale und nationale Ketten In-
nenstadtthemen kaum unterstützen. 
Leer stehende Lokale an guter Lage 
seien schlecht für das Stadtbild, es 
drohe eine Abwärtsspirale durch La-
denschliessungen.

Beteiligung als Bedingung
Der Stadtrat sieht in einer zentralen 
Anlaufstelle eine Chance. Realistisch 
sei eine solche aber nur mit einer sig-
nifikanten finanziellen Beteiligung der 

öffentlichen Hand. Bedingung für die 
vorgeschlagene Anschubfinanzierung 
sei, dass sich verschiedene Innenstad-
torganisationen ebenfalls finanziell en-
gagieren, hält er fest.

Der 73-seitige Planungsbericht 
kommt nun ins Stadtparlament. Ist 
dieses mit dem Stadtrat einig, wird ein 
Umsetzungsplan ausgearbeitet. Ein Ci-
ty-Manager oder einer City-Managerin 
soll dann in der zweiten Hälfte 2023 ihre 
Arbeit aufnehmen.� sda

Leer stehende Räumlichkeiten an guter Lage in Luzern: Ein City-Management  
soll mehr Leben in die Stadt bringen.  Foto Keystone


